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Grossbritannien
Johnson chattet lieber auf Facebook
Pressemacht und Pressefreiheit hatten
im Vereinigten Königreich traditionell
grossen Einfluss auf die Demokratie;
lange trieben grosse Boulevardblätter
Politiker mehr vor sich her, als ihnen
hinterherzurecherchieren.Aber das ver-
ändert sich unterBoris Johnson und sei-
nem alsMedienhasser bekannten Bera-
ter Dominic Cummings: Die neue Re-
gierung sucht sich gezielt aus, wem sie
Interviews gibt undwemnicht, kritische
Gesprächspartner und Sender werden
ausgegrenzt.Motto 1 in Downing Street:
Teile und herrsche.Motto 2: StrikteMes-
sage Control. Es gibt allerdings überra-
schende Solidarisierungsaktionen; auch
regierungsfreundliche Medien haben
sich im Streit um Zugänge zu Presse-
konferenzen auf die Seite der Kollegen
geschlagen und fordern gleiche Rechte
für alle. Johnson scheint das bisher egal
zu sein. Er chattet lieber auf Facebook
undmacht lustige,mit Halbwahrheiten
und Auslassungen gespickte Videos.
Cathrin Kahlweit

Frankreich
Blödiane, Gauner, Lügner
Unvergessen bleibt in Frankreich die Be-
merkung des StaatspräsidentenMacron,
die Journalisten bemühten sich garnicht
mehr um Wahrheitsfindung, sondern
verstünden sich als eine moralische
Richterinstanz. Er sagte das im Zusam-
menhang mit einer von der Presse
aufgedeckten Affäre um einen seiner
engsten Mitarbeiter. Seit Beginn seiner
Amtszeit schwankt das Verhältnis der
Regierung zur Presse zwischen offener
Kritik, überheblichemWegschauen und
versuchter Anbiederung. Das ist in die-
ser Art neu. Konkret begann das Ganze
imMai 2017, als das Elysée fürMacrons
erste Reise ins Kriegsgebiet vonMali die
Einladungen zurMitreise an ausgesuch-
te Journalisten verschickte. Man lege
Wert auf qualitätsvolle Berichterstat-
tung und habe sich deshalb primär an
die Kriegsreporter gewandt, lautete die
Begründung. Das sei ein Regelbruch,
Entsendungenwürden von den Redak-
tionen getroffen, protestierten die Me-
dien. Aber das Bemühen um eine Be-
richterstattung durch Wunschjourna-
listen blieb keine Ausnahme. Der
Gründer der Linkspartei La France In-
soumise, Jean-Luc Mélenchon, be-
schimpft die Journalisten gern in aller
Öffentlichkeit als Blödiane, Gauner,
Lügner. Die vonMarine Le Pens rechts-
populistischemRassemblement Natio-
nal abgesprungene Marion Maréchal
schloss bei derGründungsversammlung
einer von ihr lancierten Rechtsaussen-
bewegung die Journalisten von «L’Opi-
nion», «L’Express» und «Libération»
aus. Diesen Blättern komme es aufs
Schlechtmachen an, so die Erklärung.
Andere Zeitungenwie «LeMonde», «Le
Figaro», «L’Obs» drohten, in dem Fall
würden sie ihre Berichterstatter auch
zurückziehen, und erreichten dasNach-
geben der Politikerin. Die von den eng-
lischen Kollegenwegen zu sanften Um-
gangsmit denMachthabernmanchmal
belächelte französische Presse zeigt in
entscheidenden Momenten Standver-
mögen.
Joseph Hanimann

USA
Trump braucht die Lügenpresse
Donald Trump und die Presse – das ist
so eine Sache. Einerseits bezeichnet der
US-Präsident jeneMedien, die nichtmit
glühender Verehrung über ihn berich-
ten, als «Fake News» und «Feinde des
Volkes». Interviews gibt er fast nur sei-
nemLieblingssenderFoxNews (und dort

bevorzugtHofberichterstatter SeanHan-
nity), die täglichen Pressebriefings im
WeissenHauswurden abgeschafft.Auf-
müpfigen Korrespondenten wie CNN-
Mann JimAcosta lässt Trump dieAkkre-
ditierung sperren, beim jährlichenWhi-
te House Correspondents’ Dinner hat er
sich als Präsident noch nie blicken las-
sen. Aber er kann ohne Rampenlicht
nicht leben. Das hat dazu geführt, dass
zwarTrumps Pressesprecherin Stepha-
nie Grisham nicht mehr mit der Presse
spricht, sich aber der Präsident persön-
lich alle paar Tage auf den Rasen des
Weissen Hauses stellt und eine impro-
visierte Pressekonferenz abhält. Unterm
Stich ergibt das eine paradoxe Situation:
Trump ist der wohl medienfeindlichste
Präsident der jüngeren US-Geschichte;
zugleichmacht ihn seinNarzissmus aber
zu einem der mitteilungsfreudigsten.
Hubert Wetzel

Israel
Reglementierter Zugang
Israels Premierminister Benjamin Ne-
tanyahu sagt, die Medien würden eine
«Hexenjagd» gegen ihn und seine Fa-
milie betreiben und «Fake News» ver-
breiten. Interviews gibt der Politiker des
rechtsnationalen Likud, wenn über-
haupt, nur kurz vorWahlen. Dann kann
es auchmal passieren, dass er ohneAn-
kündigung in einem TV-Studio auf-
taucht und interviewt werden will.
Schon seit Jahren setzt Netanyahu auf
Twitter und vor allem Facebook, dort
betreibt er auch sein Likud-TV. Kurz vor
der Parlamentswahl im September hat
Benjamin Netanyahu dann aber zu An-
griffen ausgeholt, mit denen er selbst
nach Einschätzung des Staatspräsiden-
ten Reuven Rivlin eine Linie überschrit-

ten hat. Ziel war der zur Keschet-
Mediengruppe gehörende TV-Sender
Channel 12.Wegen dessen Berichterstat-
tung über Korruptionsvorwürfe gegen
ihnwarf er dem Sendervor, einen «Ter-
roranschlag gegen die Demokratie» zu
verüben, und rief zum Boykott auf. Vor
allem den Journalisten Guy Peleg, den
für juristischeThemen zuständigen Kor-
respondenten, stellte er an den Pranger.
Der bekam daraufhin Drohungen, der
Sender musste ihm einen Bodyguard
zur Seite stellen. In den Anklagen be-
züglich einiger Korruptionsvorwürfe,
wegen deren sich derMinisterpräsident
demnächst vor Gericht verantworten
muss, wird der Vorwurf erhoben, dass
er sich Berichterstattung regelrecht er-
kauft habe. Auch für ausländische Me-
dien wird der Zugang reglementiert.
Alexandra Föderl-Schmid

Australien
Geheimprozess gegen Journalisten
Die Beamten von der Bundespolizei ka-
men an einem Dienstag im Juni und
durchsuchten das Privathaus der Jour-
nalistinAnnika Smethurst in derHaupt-
stadt Canberra. EinenTag später durch-
wühlten Bundespolizisten acht Stunden
lang die Redaktionsräume des öffent-
lich-rechtlichen SendersABC in Sydney.
Grund der morgendlichen Redaktions-
besuche: Die Polizei wollte wissen, wer
den Journalisten Geheimes gesteckt hat-
te. Smethurst, die für Zeitungen des
Murdoch-KonzernsNews Corp schreibt,
hatte Pläne des Geheimdienstes aufge-
deckt,Australier abhören zu dürfen.Die
beiden ABC-Investigativreporter Dan
Oakes und SamClark hatten anhand ge-
heimer Akten von illegalen Tötungen
berichtet, die australische Soldaten in

Afghanistan begangen haben sollen.Die
Branche reagierte geschockt und em-
pört auf die Razzien, die, hiess es, an
einen Polizeistaat erinnerten.An einem
Montag im Oktober erschienen Austra-
liens Tageszeitungen aus Protest alle
mit geschwärzten Titelseiten. ABC-Di-
rektor David Anderson sagte: «Austra-
lien ist in Gefahr, die geheimniskräme-
rischste Demokratie der Welt zu wer-
den.» Den drei Journalisten droht ein
– schlimmstenfalls sogar geheimer –
Prozess. Dabei spricht vieles dafür, dass
die Regierung von Premier Scott Morri-
son von dem Vorgehen der Polizei gar
nichts wusste. Sie stehe für Pressefrei-
heit, aber «keiner steht über dem Ge-
setz», liess sie allerdings nur lau erklä-
ren. Erst nach den Protesten aus den
Medienhäusern ordnete Justizminister
Christian Porter an, dass kein Journalist
ohne seine Zustimmung angeklagtwer-
den dürfe – Anklagen gegen Reporter
ausschliessen wollte er jedoch auch
nicht. Inzwischen untersuchen Sonder-
ausschüsse in beiden Häusern des Par-
laments,wie es um die Freiheit derMe-
dien im Land steht.
Jan Bielicki

Russland
Journalisten in Kostümen
Einmal im Jahr hältWladimir Putin eine
Pressekonferenz. Für Journalisten in
Russland ist das bis aufwenigeAusnah-
men die einzige Chance, ihm direkt Fra-
gen zu stellen. Besser gesagt: ein Hauch
einer Chance, bei zuletzt knapp 1900
Anmeldungen für den Termin. Viele
Journalisten bringen deswegen Plakate
mit in die Halle, manche kommen so-
gar in Kostümen, um auf sich aufmerk-
sam zu machen. Grundsätzlich wird es

in Russland immer schwieriger, Aus-
künfte zu bekommen. Anfragen an Mi-
nisterien und Behörden bleiben häufig
unbeantwortet, Interviewanfragen an
Staatsbedienstete und Politiker sind
Glückssache.DasMisstrauen gegenüber
der Presse wächst, und die Regierung
trägt dazu bei, indem sie suggeriert,
dass ausländische Medien versuchten,
die russische Gesellschaft zu untergra-
ben. Ein Beispiel: Vergangenes Jahr
drohte der Deutschen Welle, dass die
Regierung siewomöglich zum«auslän-
dischen Agenten» erklären würde. Das
ist ein Stempel, derOrganisationen auf-
gedrückt werden kann, wenn sie Geld
aus dem Ausland erhalten. In der Öf-
fentlichkeit werden sie damit in diesel-
be Ecke gestellt wie Spione oder Verrä-
ter, was die Arbeit der Betroffenen
enorm erschwert. Inzwischen kann das
auch einzelne russische Journalisten
treffen,wenn siemit ausländischenMe-
dien zusammenarbeiten. Kritische rus-
sische Journalisten riskieren ohnehin
nicht selten ihr Einkommen,manchmal
ihre Freiheit. Im Sommerwurde derRe-
porter Iwan Golunow wegen fabrizier-
terDrogenvorwürfe festgenommen,vie-
le Journalisten – selbst solche, die dem
Kreml nahestehen – setzten sich für ihn
ein. Golunow gilt unter Moskauer Kol-
legen nicht nur als besonders fair und
unparteiisch, die Anschuldigungen
gegen ihn waren besonders stümper-
haft konstruiert. Drei grosse Tageszei-
tungen druckten einheitlich «Wir sind
Golunow» auf ihre Titel. So etwas hat-
te es in Russland vorher nicht gegeben,
die Auflagen waren rasch ausverkauft.
Diese Solidaritätwar ein Sonderfall, die
Verfolgung kritischer Journalisten in
Russland ist es leider nicht.
Silke Bigalke

Bitte recht freundlich
Pressefreiheit Unkompliziert war das Verhältnis von Politik undMedien ja nie. Aber in vielen Ländern gibt es immer häufiger Eklats
mit schweren Folgen. Das zeigen die Erfahrungsberichte unserer Korrespondenten.

Mitteilungsfreudiger Narzisst: US-Präsident Donald Trump bei einer spontanen Medienkonferenz vor dem Weissen Haus. Foto: Andrew Harnik (AP)


